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Rechtsstaatliche Offensive Tierrechte !
Grundlegende Mängel des Tierschutzrechts

Es gibt in Deutschland Hunderte von Vereinen, die sich täglich für die Interessen unserer „Mitgeschöpfe“ (so die Bezeichnung des Tierschutzgesetzes) einsetzen. Bleibt also kein Raum für andere Initiativen, kein Raum für PAKT, für politischen Tierschutz auf europäischer Ebene?

Die Antwort fällt leicht, wenn man vergleicht, was erreicht wurde, und was noch zu tun bleibt. Die bislang ungelösten Probleme sind unübersehbar. Das beginnt bei den tierschutzrechtlichen Bestimmungen, die unseren Mitgeschöpfen in aller Regel einen nur mangelhaften oder nominell geltenden Schutz bieten. Aber selbst dieser unzurei- chende Schutz ist real nur höchst unvoll- kommen gewährleistet. 

Noch nie wurden Tiere in so großer Zahl tagtäglich ausgebeutet, gequält, verbraucht, vermarktet, missbraucht und zugrundege- richtet wie heute. Allein in Deutschland werden nicht weniger als 560 Millionen Tiere jährlich (Fische nicht inbegriffen) in einer riesigen, weitgehend im Verborgenen wir- kenden Schlachtungsmaschinerie zu Tode gebracht. Die ungelösten Probleme des Tierschutzes sind unübersehbar. Das beginnt bei den rechtlichen Bestimmungen, die  unseren  Mitgeschöpfen  teils keinen, teils nur einen mangelhaften Schutz bieten.

Die in der Verfassung festgeschriebenen „Grundrechte“ verdrängen das Tierschutzge-

setz und stehen seiner Anwendung in unzähligen Fällen  entgegen, machen es zum Tiernutzungsgesetz, zum Gesetz zur Regulierung der Tierausbeutung. Es hat sich gezeigt, dass tierschutzrechtliche Bestimmun- gen schlicht nicht angewendet werden, wenn sie zur Beschränkung vorbehaltloser Grund- rechte wie Eigentumsrecht, Berufsfreiheit, Lehr-, Forschungs- und Religionsfreiheit führen. Doch gerade in diesen Bereichen kommt es zu Konflikten mit den Rechten der Tiere. Tierschutz gibt es allenfalls dann, wenn wirtschaftliche Interessen nicht beeinträchtigt werden. 

Übergeordnetes Recht der Europäischen Union sowie die Handelsbestimmungen der Welthandelsorganisation führen häufig zum gleichen Ergebnis. Nationales Tierschutzrecht ist nur anwendbar, wenn es nicht durch EU-Recht ausgeschlossen oder beschränkt wird. Über das europäische Recht sollen einheitliche Wettbewerbsbedingungen auch bei der Erzeugung und Vermarktung tierischer Produkte erreicht werden. Damit ist eine Nivellierung verbunden, die unseren tierschutzethischen Ansprüchen nicht genügt – das Tierschutzgesetz ist im Zweifel außer Kraft gesetzt.

Aber auch wenn tierschutzrechtliche Bestim- mungen uneingeschränkt gelten, scheitert oft ihre praktische Anwendung. Dies liegt letztlich daran, dass unsere Mitgeschöpfe in ihrer Wehrlosigkeit die Einhaltung der Normen, die sie schützen sollen, nicht einfordern oder gar einklagen können. Staatlichen Stellen, die für die Überwachung der einschlägigen Gesetze verantwortlich sind, fehlt es häufig an den notwendigen personellen und finanziellen Möglichkeiten. Der Schutz der Tiere muss gegen die - hauptsächlich wirtschaftlichen - Interessen einzelner Menschen, Institutionen oder Verbände durchgesetzt werden. Menschen können gegen sie belastende Behördenent- scheidungen u.a. auf gerichtlichem Weg, in mehreren Instanzen, vorgehen, Tiere nicht. Entscheidungen gegen Tiere haben weder Anfeindungen noch Prozessrisiken zur Folge.

Obgleich Millionen unserer Mitgeschöpfe unter Qualen gehalten werden, gibt es keine effektive Möglichkeit, über die Gerichte rechtmäßige Zustände einzufordern. Daher sollten in Tierschutzsachen namhafte Tier- schutzverbände ähnlich wie Naturschutzver- bände  klagebefugt sein.

Nur soweit es um die Bestrafung einzelner Tierquäler geht, und für die Quälerei kein „vernünftiger Grund“ (§ 1 TSchG) vorliegt, sind die Gerichte mit Tierschutzangelegen- heiten befasst, soweit die Verfahren nicht von 

vornherein wegen angeblichen „mangelnden öffentlichen Interesses“ eingestellt werden, was auf etwa 90 % der Anzeigen zutrifft. Doch obwohl Tiere seit dem 20.8.1990 nicht mehr den Status von „Sachen“ haben ( § 90a BGB), kann auch die übelste, sadistische Tierquälerei nicht härter bestraft werden als das Beschmieren von Hauswänden.

Ohnehin darf den Tieren nur dann kein Leid zugefügt werden, wenn es dafür keinen „vernünftigen Grund“ gibt.

Zudem ist das Tierschutzgesetz der Rechtsbereich, in dem mit weitem Abstand die meisten Verfahren eingestellt werden und der Strafrahmen am wenigsten ausgeschöpft wird.

Politischer Einsatz für die Rechte der Tiere

Diese und andere Tatbestände haben offenbart, dass das Tierschutzgesetz nichts anderes ist als Kaschierung eines weitgehend rechtsfreien Raums, als ein undurchsetzbares Versprechen auf Gerechtigkeit, das nicht eingelöst werden kann, wenn man sich darauf beruft. Diese Erfahrung hat die Erkenntnis wachsen lassen, dass nur ein systematisch und offensiv vorgehender politischer Tierschutz die für ein Klima der Gerechtigkeit auch für Tiere notwendige Bewusstseinsveränderung herbeiführenkann. 

Gerechtigkeit für Tiere heißt: Wenn Interessen auf der Empfindungs- und Schmerzfähigkeit beruhen, dann sind sie unabhängig von der Gattungsgrenze gleich zu berücksichtigen. Der Gleichheitsgrundsatz verlangt, dass das Tier überall da, wo es gleiche oder ähnliche Bedürfnisse hat wie der Mensch, auch entsprechend gleich oder ähnlich behandelt wird, und dass es da, wo es andere Bedürfnisse hat, auch dieser Andersartigkeit gemäß leben kann. Gerechtigkeit verlangt, dass jedem das Seine zu gewähren ist, wie es den Gesetzmäßigkeiten, Lebensansprüchen und Empfindungsfähigkeiten der Lebewesen entspricht. Ungerecht ist, anderen sensitiven Wesen allein deshalb die Anerkennung ihrer Bedürfnisse und Rechte zu versagen und zu rechtlosen Objekten zu erniedrigen, weil sie Tiere sind. Die zwischen Mensch und Tier bestehende Gemeinsamkeit in der Leidens- fähigkeit verbietet die Tierquälerei in gleicher oder doch ähnlicher Weise wie die Miss- handlung unterlegener, hilfloser Mitmen- schen.

Das Recht zu Missbrauch, Ausbeutung und Tötung von Tieren aus der Zugehörigkeit der menschlichen Spezies abzuleiten, ist nach den Maßstäben der Gerechtigkeit ebenso verwerflich wie die Ableitung zu Herrschaft und Gewalt aus der Zugehörigkeit zu einer Rasse, einem Geschlecht oder einer Religion. Die Opfer sind andere, doch die Denkweisen und Mechanismen der praktischen Durch- führung sind die gleichen. Die “Minder- wertigen“ werden von denen, die “höher- wertig“ zu sein glauben, zu Objekten erklärt und der Vernichtung preisgegeben.

Der ethische Grundsatz „Was du nicht willst, das man dir tu‘, das füg‘ auch keinem anderen zu“ bedarf keiner weiteren Begrün- dung und hat im Sinne der Gerechtigkeit für Tiere auch diesen gegenüber zu gelten.

Die Erfahrungen aus dem Ringen um die Tierschutzgesetzgebung und die Erkenntnis, dass nicht einmal die begrenzten Vorteile aus dem Tierschutzgesetz realisiert werden können, solange nicht die Rechtsstaatlichkeit im Mensch-Tier-Verhältnis gewährleistet ist, hat zu Beginn der 90er Jahre zu der Einsicht geführt, dass vor allem der politische Weg, der sich auf eine Verbesserung der Rechts- lage und des Rechtsvollzugs konzentriert, die gestörte Beziehung der Menschen zu ihren Mitgeschöpfen und die Lage der Tiere zum Besseren verändern kann. Nur ein systema- tisch vorgehender Tierschutz kann die zugunsten eines Klimas der Gerechtigkeit auch für Tiere erforderliche Änderung des öffentlichen Bewusstseins herbeiführen.

Hierzu haben auch die sich verschärfenden Tierschutzprobleme mitgewirkt, die durch die Tierhandelsliberalisierung in Europa und darüber hinaus ausgelöst wurden. Seither durchfahren Transporte mit Pferden, Rindern, Schafen und Schweinen ganz Europa von Ost nach West, von Nord nach Süd, von Sibirien bis Frankreich, von Skandinavien bis in den Nahen Osten unter unsäglichen Qualen, die um der Lebend-Fleisch-Subventionen willen ohne Tränke und Fütterung in größter Enge bei jedem Klima aushalten müssen und oft schon vor dem Bestimmungsort verenden.

Es muss erreicht werden, dass europäische und  nationale  Tierschutzgesetzgebung     die

rechtliche Grundlage für einen wirksamen Schutz der Mitgeschöpfe bietet und die Verwaltungen willens und in der Lage sind, die tatsächliche Anwendung des Rechts in der Praxis zu gewährleisten. Ebenso not- wendig ist die Sensibilisierung der Bürger, die Bewusstseinsbildung über die Medien.

Aktuelle Schwerpunkte einer Offensive für die Rechtsstaatlichkeit im Mensch-Tier-Verhältnis sind zum Beispiel die Novel- lierung des Tierschutzgesetzes und des Jagdgesetzes, die Einführung des Verbands- klagerechts für Tierschutzverbände, die Normierung artgerechter Tierhaltungen, die ungelösten Probleme der Tiertransporte und der Schlachtung, die Wildtierhaltung in Zoos und Zirkussen, die Tierschutzförderung bei der Heimtierhaltung, die Abschaffung der Pelztierhaltung, die Verwirklichung des Gesetzesauftrags zur Vermeidung von Tierversuchen und die Anwendung der Alternativmethoden, die Durchsetzung des tierversuchsfreien Studiums, Tierschutz-unterricht in den Schulen, Tierschutz in der Kommunalpolitik, die rechtliche Absiche- rung des Tierschutzes durch eine Verbes- serung des Gesetzesvollzugs und durch die Institutionalisierung unabhängiger, mit wirk- samen Vollmachten ausgestatteter Landes- tierschutzbeauftragter.

Dies ist die große Herausforderung an die Gesellschaft: Die grundlegende Neubegrün- dung des Verhältnisses von Mensch und Tier, die Durchsetzung einer Tierethik, die den Tieren ein Recht auf Leben und Gesundheit unabhängig von ihrem Nutzwert für den Menschen zuerkennt.

Voraussetzung für die Einsicht in den Vorrang des politischen Tierschutzes war einmal die Erkenntnis, dass weder die karitative Tierschutzarbeit auf Tierheim-Ebene (so nötig und unverzichtbar sie ist!), noch Demonstrationen, Informationsstände, Unterschriftenlisten oder Leserbriefe einen Durchbruch zu einem besseren Tierschutz bringen können. Zum anderen wurde mehreren Verantwortlichen in der Tier- schutzbewegung klar, dass es künftig darauf ankommt, mit den Institutionen und Gremien Verhandlungen zu führen und Argumente auszutauschen, die für die Ausgestaltung des Tierschutzrechts und für dessen Durchsetzung zuständig sind. Das heißt, es wurde erkannt, dass es darauf ankommt, für die Tiere Lobbyarbeit und poli-

tische Kontrolle zu leisten.

Parlamente und Verwaltungen sind deshalb auf nationaler und europäischer Ebene unsere Gesprächspartner und durch politi- sche Argumentation und Aktion zu beein- flussen, die PAKT einleitet oder unterstützt.

Es geht um nichts Geringeres als um die Herstellung rechtsstaatlicher Verhältnisse in der Mensch-Tier-Beziehung.

Ethische und juristische Fragen gehören bei diesem Anliegen zusammen, wobei PAKT Bewusstseinsbildung vornehmlich auf der Ebene politisch Verantwortlicher betreiben und durch die Praktizierung einer sich durch Sachkenntnis, Präzision, Offenheit und Fairness auszeichnende Streitkultur fördern will.

Arbeitsweisen von PAKT

PAKT will durch unbürokratische Vernet- zung  des Tierschutzes Koordination und Effektivität erreichen. Doppelaktivitäten sollen durch Kommunikation und Abstim- mung von Maßnahmen vermieden werden. PAKT konzentriert sich auf Wesentliches, bleibt überschaubar und verzichtet darauf, Bedeutung durch eine große Zahl von Mitgliedern zu erlangen. Dieser Verzicht auf schiere Größe und bürokratische Wucherun- gen hat auch den Vorteil, dass PAKT keiner Tierschutz- oder Tierrechtsorganisation als Konkurrent erscheint.

Besonders erfolgreich waren und sind die PAKT-Fachtagungen, die seit 1991 stattfinden   und jeweils einem tierschutzrelevanten Thema gewidmet sind. Mit diesen Tagungen leistet PAKT Grundlagenarbeit. Nach jeder Sitzung werden auf der Grundlage eines ausführlichen Protokolls künftig notwendige Aktivitäten situationsbezogen beschrieben: Eine vorgeschlagene Eingabe oder Anfrage, eine Stellungnahme, ein Projektentwurf oder ein Plan für eine Kampagne wird verabschiedet, und es obliegt dann dem Vorsitzenden im Zusammenwirken mit den anderen Vorstandsmitgliedern oder auch weiteren engagierten Mitarbeitern, diese Ergebnisse in rechtsstaatliche Wirklichkeit umzusetzen, sei es durch Schreiben, persön- liche Gespräche, Teilnahme an Konferenzen, Hearings usw. sowie durch Kontakte zu den Medien.

Nicht kurzatmiger Aktionismus, sondern zielgerichtete Einflussnahme auf politische, rechtliche und verwaltungsseitige Entschei- dungen!

PAKT erarbeitet fundierte Stellungnahmen zu Berichten und Entwürfen der Europä- ischen Union und des für Tierschutz zuständigen Bundesministeriums, kooperiert mit anderen Tierschutz- und Tierrechtsor- ganisationen durch ständigen Informations- austausch und gemeinsame Aktionen, publiziert in Printmedien, gibt regelmäßig Pressemitteilungen heraus und unterhält eine eigene Homepage im Internet.

Schnelle Erfolge sind im Tierschutz allerdings nicht zu erwarten. Es bedarf eines außer- ordentlich hohen Maßes an Sachkenntnis, Hartnäckigkeit und Geduld.

Zur Gewährleistung der anspruchsvollen Ziele von PAKT ist deshalb sowohl die aktive Mitarbeit von qualifizierten und erfahrenen Persönlichkeiten u. a. aus den Bereichen Tierschutz- und Tierrechtsarbeit,Tiermedizin,  Politik und Justiz, andererseits auch die Solidarität einer großen Zahl fördernder Mitglieder erforderlich.







Als gemeinnützig und besonders förderungswürdig anerkannt (Finanzamt Düsseldorf-Süd, 106/5754/0742)
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